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Zu wessen Gunsten es auch sei - diesmal aus Deutschland 
 
Der Jänner ist für die breite Öffentlichkeit in einer ganz bestimmten Hinsicht immer von 

Nachteil, weil es in diesem Monat mit Regelmäßigkeit zum Anstieg der Preise von 
Energie, Gas, Wasser und weiteren Kostenposten im Budget jedes Haushalts kommt. 

Obwohl ein gewisser Anstieg von Preisen unvermeidbar ist, ist die Frage, ob Preise für die 
Öffentlichkeit begründet sind oder nicht, immer wieder zu stellen. 

 
Im vorigen Jahr kam es in Deutschland zu einer Situation, bei der das Herz jedes 

Verbrauchers höher schlägt. Der Bundesgerichtshof hat nämlich die Entscheidung der 
hessischen Kartellbehörde bestätigt, in der die lokale Wasserversorgungsgesellschaft 
Enwag zu einer Reduktion des Wasserpreises um 29 Prozent gezwungen wurde! Nach der 

Entscheidung der Kartellbehörde hat die städtische Gesellschaft von Wetzlar nämlich ihre 
dominante Stellung missbraucht. Derzeit laufen in Deutschland drei ähnliche Verfahren 

mit kommunalen Wasserversorgungsgesellschaften und für weitere fünf sind sie in 
Vorbereitung. In diesen Fällen spricht man von Preissenkungen um bis zu vierzig Prozent.  

Was bedeutet dies für den durchschnittlichen Haushalt in Deutschland? An erster Stelle 

ist damit dem Interesse der Verbraucher gedient. Deutschland ist ein Land mit einer 
relativ fragmentierten Wasserwirtschaft, wobei der überwiegende Teil der Betreiber im 

Eigentum von Gemeinden und Städten steht. Eine Reihe von diesen deutschen 
Wasserwerken wird eine schmerzhafte Restrukturierung absolvieren müssen, um den 
über die Jahre hinweg angesammelten Ballast loszuwerden, der bislang von der 

Verbrauchern gezahlt werden musste.  

Man kann nur hoffen, dass unsere Städte in der Lage sein werden, die Gefahr der 
schleichenden Rückkehr der öffentlichen Betreiber (Anmerkung: gemeint ist damit die 

Rekommunalisierung der tschechischen Wasserwirtschaft) zu verhindern. Der Prozess der 
Genehmigung der Wasserpreise in den Vertretungen und Räten der Städte und 

Gemeinden ist zwar ein bewährter Weg, wie die Preise einer kritischen Diskussion zu 
unterwerfen sind, das deutsche Beispiel ist jedoch eine Warnung. 


